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Status

O NG NONO:

Beschlussvorschlag:

1. Die EinfUhrung des Deutschlandtickets (49 €-Ticket) fur alle anspruchsberech-
tigten Schuilerinnen und Schiler mit Beginn des Schuljahres 2023/2024 wird be-
schlossen.

2. Die vorgeschlagene Abrechnungsmethodik zur Ubernahme der Schultrager-
Mehrkosten wird beschlossen.

3. Die Anderung des § 10 Abs. 3 der Satzung des Kreises Dithmarschen iUber die
Anerkennung der notwendigen Kosten fur die Schulerbeforderung (Schulerbe-
forderungssatzung) wird beschlossen.

4. Die Anderung des § 8 Absatz 1 a) der Satzung des Kreises Dithmarschen Uber
die Anerkennung der notwendigen Kosten fir die Schilerbeforderung (Schi-
lerbeforderungssatzung) wird beschlossen

Sachverhalt:

Mit der bundesweiten EinfUhrung des Deutschlandtickets (D-Ticket) im OPNV zum
1. Mai 2023 werden alle Monats- und Abo-Fahrkartenangebote oberhalb des Prei-
ses fur das D-Ticket (49 Euro) auf dieses umgestellt. Hiervon sind auch die Uber die
Kreise finanzierten Listenschilerfahrkarten fOr die anspruchsberechtigten Schuilerin-
nen und Schuler betroffen.

Die anspruchsberechtigten Schiler*innen, die eine Fahrkarte mit einem Preis ober-
halb von 49 Euro erhalten haben, werden somit automatisch zum 1. Mai auf das D-
Ticket umgestellt. Hierdurch entsteht jedoch im Listenschulerverfahren ein groes
Ungleichgewicht zwischen Preis und Leistung, da alle Fahrkartenangebote unter-
halb von 49 Euro ihren aktuellen Preis und Geltungsbereich beibehalten.




Um dieses Ungleichgewicht nicht innerhalb des Listenschilerverfahrens aufkommen
zu lassen, sollten alle derzeitig anspruchsberechtigten Schiler*innen auf das D-Ti-
cket umgestellt werden.

Neben prozessoptimierenden Verbesserungen (Verwaltungsvereinfachung, EntbU-
rokratisierung) unterstUtzt die Ausgabe von D-Tickets auch die strategischen Ziele
der Mobilitatswende und des Klimaschutzes.

Bereits mit der EinfUhrung der kreisweiten Gultigkeit der Schilerfahrkarten im Bus-
OPNV haben Schilertinnen deutlich verbesserte Mdglichkeiten zur Nutzung im Frei-
zeitverkehr erhalten. Jedoch lief die Nichtintegration des SPNV den Grundsatzen ei-
nes attraktiven, kundenfreundlichen, integrierten OPNVs mit einfacher Nutzbarkeit
zuwider. Mit der Umstellung aufs D-Ticket wird dieser Mangel nun behoben und die
uneingeschrdnkte GuUltigkeit im OPNV-Gesamtsystem im Kreis Dithmarschen und
darUber hinaus erreicht.

Auch andere Kreise in SH (z.B. Pinneberg, Segeberg, Stormarn, Herzogtum Lauen-
burg und Schleswig-Flensburg) wollen zukUnftig nur noch D-Tickets an ListenschU-
ler*innen ausgeben.

Kosten:

Bei einer Umstellung aller anspruchsberechtigter Schuler*innen auf das D-Ticket
wUrden sich die Ausgaben fUr Schilerfahrkarten beim Kreis Dithmarschen als Trager
der SchuUlerbeférderung um 766.880 € deutlich reduzieren (vgl. Anlage 1).

Bei den anderen zwdlf Schultrdgern im Kreis kommt es Uberwiegend zu einer Mehr-
belastung durch die Umstellung auf das D-Ticket. Lediglich die Amter Burg-St. Mi-
chaelisdonn und KLG Heider Umland kénnen die Aufwendungen reduzieren (vgl.

Anlage 1).

Die Mehrbelastung bei den anderen zehn Schultrédgern wird auf 406.100 € jahrlich
prognostiziert. Hiervon tragt der Kreis gemdaB SchulG bereits 2/3 (270.740 €). Um eine
kreisweite Umsetzung des D-Tickets zu garantieren, sollte der Kreis die Mehrkosten fur
die Schultradger Ubernehmen. Um das Abrechnungsverfahren nicht unnétig auf-
wendig und buUrokratisch zu gestalten, wird folgende Abrechnungsmethodik vorge-
schlagen:

Mit dem Ende des Schuljahres 2022/2023 wird je SchultrGger ein individueller durch-
schnittlicher monatlicher Fahrkartenpreis errechnet. Dieser Fahrkartenpreis wird
dann mit der Anzahl an Listenschuler*innen des jeweiligen Schultrdgers multipliziert.

Demgegenuber stehen die monatlichen Kosten je Schultréger bei Ausgabe des D-
Tickefs.

Die durch die Subftraktion beider Kostenpunkte entstehende Mehrbelastung wird
durch den Kreis Dithmarschen getragen.

Der durchschnittliche Fahrkartenpreis wird einmalig vor Umstellung auf das D-Ticket
berechnet und mit der Preisfortschreibung im SH-Tarif fortgeschrieben.

Im Saldo wurde dennoch eine Reduzierung der Kreisaufwendungen in Héhe von
360.781 € stehen.

Die durch die Umstellung aufs D-Ticket geringer ausfallenden Tarifeinnahmen, wer-



den durch Bund und Lander ausgeglichen. Die Aufwendungen fUr den Verkehrsver-
trag im Produkt OPNV steigen durch die geringer ausfallenden Tarifeinnahmen zwar
an, jedoch muUssen aufgrund der Ausgleichszahlungen nicht mehr Eigenmittel zur
VerfUgung gestellt werden.

Mit Anpassung der Abrechnungsmethodik wird die derzeit bestehende Regelung
gemdaB § 10 Abs. 3 Safzung des Kreises Dithmarschen Gber die Anerkennung der
notwendigen Kosten fUr die Schilerbeférderung (Schilerbeférderungssatzung) auf-
gehoben. Die zusatzliche Ubernahme von 80% des bei den Schultrdgern verblei-
benden 1/3-Anteils fOr:

a) Schiler*innen, die gemdas § 2 am Schulort wohnen,

b) Schiler*innen der Klassenstufen ein bis vier, bei welchen die
Entfernung zwischen Wohnung und Schule weniger als 2 km be-
tragt sowie

c) Schuler*innen aller Ubrigen Klassenstufen, bei welchen die Ent-
fernung zwischen Wohnung und Schule weniger als 4 km be-
fréagt

entfallt mit der Umsetzung des D-Tickets, um die Abrechnungsmodalit&ten zu
vereinfachen.

Finanzielle Auswirkungen Ja Nein D
Falls ja:
Im Haushaltsplan bericksichtigt Ja D Nein
Freiwillige Aufgabe/MaBnahme Ja Nein D
Ergebnisplan/Finanzplan Produki-Nr. 241
Produki-Name [Schulerbeférderung
Ertrag Euro Einzahlungen Euro
zusatzlich / neu zusatzlich / neu
Aufwand Euro Auszahlungen Euro
zusatzlich / neu zusatzlich / neu
Saldo | Saldo |

Ein negativer Saldo wird finanziert durch:

(Beschreibung der konkreten - strukturellen - EinsparungsmaBnahmen/Mehrertrége)

Auswirkung auf Stellenplan Ja D Nein D

DSfeIIenmehrbedqrf: (z.B.0O5 VK, EG__/A_)



Anlagen

1. Finanzielle Auswirkungen der Umstellung aufs D-Ticket

2. 1. Satzung zur Anderung der Satzung des Kreises Dithmarschen Uber die Aner-
kennung der notwendigen Kosten fur die Schulerbeférderung (Schilerbefor-
derungssatzung) vom 10.06.2021



Finanzielle Auswirkungen der Umstellung aufs D-Ticket

Listenschiiler-

Kosten pro Jahr bei

Schultrager anzahl*|  Kosten pro Jahr*|  Umstellung auf 49-€-Ticket Abweichung
Kreis Dithmarschen 4366 3.334.089,84 € 2.567.208,00 € |- 766.881,84 €
*Listenschilleranzahl Dezember 2022, Preisstand 01.04.2023
Listenschiiler- . Kosten pro Jahr bei

Schultrager anzahl’ Kosten pro Jahr Umstellung auf 49 €-Ticket Abweichung| Schultrageranteil
Amt Burg-St. Michaelisdonn 1.220 734.163,96 € 717.360,00 € |- 16.803,96 € |- 5.601,32 €
Amt KLG Heider Umland 35 29.798,52 € 20.580,00 € |- 9.218,52 € |- 3.072,84 €
Amt KLG Eider 1.211 621.572,64 € 712.068,00 € 90.495,36 € 30.165,12 €
Amt Marne-Nordsee 728 371.129,76 € 428.064,00 € 56.934,24 € 18.978,08 €
Gemeinde Bisum 545 312.400,08 € 320.460,00 € 8.059,92 € 2.686,64 €
Gemeinde Ostrohe 40 21.179,76 € 23.520,00 € 2.340,24 € 780,08 €
Schulverband Albersdorf 440 213.866,16 € 258.720,00 € 44.853,84 € 14.951,28 €
Schulverband Wesselburen 380 214.626,00 € 223.440,00 € 8.814,00 € 2.938,00 €
Schulverband Meldorf 775 418.740,60 € 455.700,00 € 36.959,40 € 12.319,80 €
Stadt Brunsbiittel 929 490.765,68 € 546.252,00 € 55.486,32 € 18.495,44 €
Stadt Heide 1.234 655.191,60 € 725.592,00 € 70.400,40 € 23.466,80 €
Grundschultragerverband Heider Umland 286 136.411,08 € 168.168,00 € 31.756,92 € 10.585,64 €

4.219.845,84 € 4.599.924,00 € 380.078,16 € 126.692,72 €

*Listenschiileranzahl Dezember 2022, Preisstand 01.04.2023

Anlage 1



1. Satzung zur Anderung der Satzung des Kreises Dithmarschen Uber die
Anerkennung der notwendigen Kosten fiir die Schilerbeforderung
(Schulerbeférderungssatzung) vom 10.06.2021

Aufgrund § 4 der Kreisordnung (KrO) vom 28.02.2003 (GVOBI. S. 94) in der zurzeit
geltenden Fassung in Verbindung mit § 114 Abs. 2 des Schleswig-Holsteinischen
Schulgesetzes (SchulG) vom 24.01.2007 (GVOBI. S. 39) in der zurzeit geltenden

Fassung wird nach Beschlussfassung durch den Kreistag vom 16.03.2023 folgende
Satzung erlassen:

Artikel |

Die Satzung des Kreises Dithmarschen Uber die Anerkennung der notwendigen
Kosten fUr die Schilerbeférderung (Schilerbeférderungssatzung) vom 10.06.2021,
wird wie folgt gedndert:

1. § 8 Absatz 1 a) erhdlt folgende neue Fassung:
(1) Notwendige Kosten sind

a) bei der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel die Ausgaben fir ein
Deutschlandticket,

2. § 10 Absatz 3 erhdlt folgende neue Fassung:

(3) Abweichend von §114 Abs. 3 SchulG Ubernimmt der Kreis Dithmarschen
die bei den Schultrdgern entstehenden Mehrkosten fUr die Ausgabe des
Deutschlandtickets. Zur Feststellung der Mehrkosten kommt folgende
Abrechnungsmethodik zum Einsatz:

Mit dem Ende des Schuljahres 2022/2023 wird je Schultrdger ein
individueller durchschnittlicher monatlicher Fahrkartenpreis errechnet und
mit der Preisfortschreibung des SH-Tarifs fortgeschrieben. Dieser
Fahrkartenpreis wird dann mit der Anzahl an Listenschuilerinnen des
jeweiligen Schultrégers multipliziert.

Demgegenuber stehen die monatlichen Kosten je Schultrager bei
Ausgabe des D-Tickets.

Die durch die Subtraktfion beider Kostenpunkte entstehende
Mehrbelastung wird durch den Kreis Dithmarschen getfragen.



Artikel I

Diese Satzung tritt am 01.08.2023 in Kraft.

Heide,

Stefan Mohrdieck
Landrat



1
LESEFASSUNG

Satzung des Kreises Dithmarschen iiber die
Anerkennung der notwendigen Kosten fiir die Schilerbeforderung
(Schiilerbeférderungssatzung)

Aufgrund des § 4 der Kreisordnung fUr Schleswig-Holstein (Kreisordnung — KrO) in der Fas-
sung vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 94), zuletzt gedndert am 07.09.2020 (GVOBI. Schl.-H.
S. 514), sowie des § 114 Abs. 2 des Schleswig-Holsteinischen Schulgesetzes (Schulgesetz -
SchulG) vom 24.01.2007 (GVOBI. Schl.-H. S. 39), zuletzt gedndert am 25.02.2021 (GVOBI.
Schl.-H. S. 201) wird nach Beschlussfassungen durch den Kreistag vom 10. Juni 2021
folgende Satzung erlassen.

§1

Grundsatz

(1) Diese Satzung regelt die Anerkennung der notwendigen Kosten fur die Beférde-
rung der Schuilerinnen und Schuiler der Grundschulen, der Klassenstufen funf bis
dreizehn der weiterfGhrenden allgemein bildenden Schulen, des Berufsbildungs-
zentrums Dithmarschen (BBZ), der Freien Waldorfschule Wéhrden und der For-
derzentren mit Wohnsitz im Kreis Dithmarschen zwischen der Wohnung der
Schulerin oder des Schulers (§ 2 Abs. 8 SchulG) und der besuchten Schule.

(2) Besucht die Schulerin oder der Schuler bei zuldssiger Wahl der Schulart (Grund-
schule, Gemeinschaftsschule oder Gymnasium) eine Schule der gleichen
Schulart auBerhalb des Kreisgebiets, werden als notwendige Befdérderungs-
kosten nur die Kosten anerkannt, die beim Besuch der im Kreisgebiet
ndchstgelegenen Schule der gleichen Schulart entstehen wirden. Legt der
Schultrédger mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehdrde die zustindige Schule
fir den Besuch einer Schulerin oder eines Schuilers fest oder bestimmt die
Schulaufsichtsbehdérde die zust@ndige Schule oder liegt ein anderer Sachverhalt
gemdaB § 24 SchulG vor, gelten die Kosten der Beférderung zu dieser Schule als
notwendig. Sofern der Besuch einer auBerhalb des Kreisgebiets gelegenen
Schule  kostengUnstiger ist, sind die  Befdérderungskosten  dorthin
anerkennungsfahig.

(3) Diese Satzung begrindet gemdaB § 136 SchulG keine Rechtsanspriche der
Schulleiterinnen, Schulleiter, Lehrkrafte, Eltern, Schilerinnen und Schuler gegen
den Schultréager, den Trager der Schilerbeférderung oder das Land.

(4)  Mit der Ubernnahme der SchUlerbeférderungskosten geht kein Anspruch auf Ein-
richtung einer bedarfsgerechten OPNV-Verbindung einher.

§2
Schulort

(1)  Als Schulort gilt die Gemeinde, in der sich die Schule befindet.

(2) Bei Gemeinden mit mehreren in sich geschlossenen Ortsteilen ist Schulort der
Ortstell, in dem sich die Schule befindet.



(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

In sich geschlossene Ortsteile im Sinne des Absatzes 2 sind nur Ortsteile, die
durch ihre Lage, ihre Entfernung zum Ortszentrum und ihr Gesamtbild einer
eigenst@ndigen Gemeinde gleichgesetzt werden kdnnen.

§3

Beforderungsarten
Die Beférderung wird durchgefuhrt in

a) offentlichen Verkehrsmitteln des Linienverkehrs nach § 42 Personenbe-
forderungsgesetz (PBefG), des schienengebundenen Verkehrs nach § 4
PBefG und nach § 1 des allgemeinen Eisenbahngesetzes;

b) der Sonderform des Linienverkehrs nach § 43 Nr. 2 PBefG;

c) angemieteten oder eigenen Kraftfahrzeugen des Tragers der Schuilerbe-
forderung im Rahmen des freigestellten  Verkehrs nach  der
Freistellungsverordnung vom 30.08.1962 (BGBI. | S. 601), zuletzt gedndert am
04.05.2012 ((BGBI. 1 S. 1037);

d) sonstigen Kraftfahrzeugen in begrindeten Ausnahmefdllen.

Der Tréger der Schilerbeférderung bestimmt die zweckmdaBigste Befdrderungs-
art unter BerUcksichtigung der Zumutbarkeit fOr die Schilerinnen und Schuler,
der Interessen des Gesamtverkehrs und der Wirtschaftlichkeit; er unterrichtet
hierCber den Kreis (Abs. 3). Im Regelfall sollte der Linienverkehr nach § 42 PBefG
genutzt werden.

Sind nichtdffentliche Verkehrsmittel oder die Sonderform des Linienverkehrs
nach § 43 Nr. 2 des PBefG erforderlich, so bedarf es fur die Anerkennung der
Kosten der Zustimmung des Kreises.

§4

Offentliche Verkehrsmittel

Schulanfangs- und Schulschlusszeiten sind im Interesse einer wirtschaftlichen
SchUlerbeférderung mit den Fahrzeiten der &ffentlichen Verkehrsmittel abzu-
stimmen. Dabei ist an den Schulstandorten ein gestaffelter Unterricht
anzustreben, damit Verkehrsspitzen vermieden werden und optimierte
Fahrzeuguml&ufe méglich sind.

Der Trager der Schilerbeférderung ist fUr die Abstimmung nach Absatz 1 (insbe-
sondere gestaffelter Unterricht) verantwortlich. Mehrkosten, die durch eine
mangelnde oder nicht ausreichende Abstimmung entstehen, sind in voller Hohe
vom Trager der Schulerbeférderung zu tfragen.



(1)

(2)

§5

Freigestellter Verkehr

Fahrzeuge von Verkehrsunternehmen fUr die Schilerbeférderung im freige-
stelten Verkehr kbnnen grundsatzlich nur eingesetzt werden, soweit dffentliche
Verkehrsmittel weder vorhanden sind noch eingerichtet werden kénnen oder
wenn die Beférderung in offentlichen Verkehrsmitteln oder im Wege eines
Schulersonderlinienverkehrs gemal § 43 PBefG nicht moglich oder zumutbar ist.

§6

Zumutbarkeitsgrenzen im Hinblick auf Wartezeiten und Wegstrecken

Die Beférderung mit Verkehrsmitteln nach § 3 Abs. 1 Buchst. a — ¢ ist in der Re-
gel zumutbar, wenn

a) regelmdaBige Wartezeiten von 30 Minuten vor Unterrichtsbeginn oder 60 Mi-
nuten nach Unterrichtsschluss fOr Schilerinnen bzw. Schiler der Grund-
schulen und Férderzentren (bis zur Klassenstufe 4) nicht Uberschritten werden
oder wenn

b) regeimdBige Wartezeiten von 60 Minuten vor Unterrichtsbeginn oder 20 Mi-
nuten nach Unterrichtsschluss fOr die Ubrigen Schilerinnen bzw. Schdler,
ohne dass ein beaufsichtigter Aufenthaltsraum zur Verfiugung steht, nicht
Uberschritten werden oder wenn

c) der Weg von der Wohnung zur Haltestelle oder von der Haltestelle zur Schule
in einfacher Entfernung

e fUr SchUlerinnen bzw. Schuler bis zur Klassenstufe 4 2 km
e fUr Schilerinnen bzw. Schuler der Klassenstufe 5- 13 4 km

nicht Uberschreitet.

§7

Sonstige Kraftfahrzeuge

Ist eine Beférderung nach § 3 Abs. 1 Buchst. a — ¢ wegen der Behinderung von
Schulerinnen bzw. Schilern nicht moglich, kann die Beférderung mit einem
sonstigen Kraftfahrzeug vom Kreis als notwendig anerkannt werden.

Ist eine Beférderung nach § 3 Abs. 1 Buchst. a — ¢ aus anderen als in Abs. 1 ge-
nannten Grinden nicht mdglich und kann die Schilerin bzw. der Schiler auf
andere Weise die Schule nicht erreichen, kann vom Kreis ausnahmsweise
anerkannt werden, dass die Kosten der Befdérderung in einem sonstigen
Kraftfahrzeug zuschussféhig sind. Das gilt nur fir den Weg von der Wohnung bis
zur ndchsten Haltestelle, es sei denn, die Kosten der Beférderung unmittelbar bis
zur Schule sind gleich oder noch geringer.



(1)

(2)

(1)

(2)

§8

Umfang der notwendigen Beforderungskosten
Notwendige Kosten sind

a) bei der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel die Ausgaben fur Scholerfahr-
karten nach dem kostenguUnstigsten Tarif fUr die Befdérderung zwischen
Wohnort und Schulort,

b) fOr die mit Zustimmung des Kreises fUr den Linienverkehr gedffneten Schiler-
verkehre die Kosten nach den vertraglich vereinbarten Kostensatzen,

c) bei Benutzung von Verkehrsmitteln der Sonderform des Linienverkehrs oder
eines vom Trager der Schulerbeférderung angemieteten Busses die Kosten
nach den vertraglichen Kostensatzen,

d) im Ubrigen die unabweisbaren nachgewiesenen Kosten.

Bei Benutzung sonstiger Kraftfahrzeuge (§ 3 Abs. 1 Buchst. d, § 8) wird eine
Wegstreckenentschdadigung gewdahrt. Diese richtet sich beim Einsatz eines nicht
privateigenen Kraftfahrzeuges nach der vertraglich vereinbarten Hohe. Bei der
Beférderung mit einem privateigenen Personenkraftwagen wird je gefahrenen
Kilometer eine Entschédigung in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des Bundesreisekostengesetzes fUr privateigene Kraftfahrzeuge gewdhrt.

§9

Datenverarbeitung

Zur ErfUllung seiner Aufgaben fur die Regelungen zur Schulerbeférderung sind
die in § 114 Abs. 1 SchulG bezeichneten Schultrdger im Kreis berechtigt,
personenbezogene Daten gemdB Art. é Abs. 1 Buchst. e Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) wie folgt zu erheben:

a) Name und Vorname der Schulerin bzw. des Schulers,

b) Name und Vorname des gesetzlichen Vertreters,

c) Anschrift der Schuilerin bzw. des Schulers,

d) Anschrift des gesetzlichen Vertreters,

e) Geburtsdatum der Schulerin bzw. des Schulers,

f) besuchte Schule und Klassenstufe,

g) Einstiegshaltestelle,

h) Zu- und Abgangsdaten von der Schule sowie

i) Telefonnummer des gesetzlichen Vertreters.

Die nach Absatz 1 erhobenen Daten werden an folgende Empféanger
Ubermittelt:
a) Beférderungsunternehmen, Weitergabe zur Ausstellung einer Fahrkarte.
b) Kreis Dithmarschen, Weitergabe zur Untersuchung besonderer Harten.
c) SVG Sudwestholstein OPNV-Verwaltungsgemeinschaft der Kreise Dith-
marschen, Pinneberg und Segeberg, Weitergabe zur Untersuchung be-
sonderer Harten sowie zur PrUfung der Antrége auf Ausstellung einer
Schuilerfahrkarte.



(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

Die nach Absatz 1 erhobenen Daten durfen die Schultrdger und die in Absatz 2
genannten Empfénger nur zur ErfGllung des Satzungszwecks verarbeiten. Die
personenbezogenen Daten werden ab Erhebung fUr die Dauer der Bearbei-
tung des Antrages auf Ausstellung einer Schuilerahrkarte gespeichert. Anschlie-
Bend erfolgt eine Aufbewahrung des Vorgangs einschlieBlich der personenbe-
zogenen Daten fUr einen Zeitraum von héchstens zwei Jahren nach Fortfall der
Beforderungspflicht nach § 114 SchulG.

§10
Erstattungsverfahren

Das Erstattungsverfahren zwischen dem Kreis und den Tragern der Schulerbe-
férderung wird durch den Kreis geregelt.

Abweichend von §114 Abs. 3 SchulG tragt der Kreis Dithmarschen die
notwendigen Befdrderungskosten fOr die Schilerinnen und Schiler der
Klassenstufen 11 bis 13 an Gymnasien, des Berufsbildungszentrums
Dithmarschen (BBZ) und der Freien Waldorfschule Wéhrden zu drei Drittel.

Abweichend von §114 Abs. 3 SchulG tragt der Kreis Dithmarschen for
folgende Schulergruppen den 2/3-Anteill der notwendigen
Beférderungskosten sowie 80% des bei den Schultrédgern verbleibenden 1/3-
Anteils:

a) Schilerinnen und Schuler, die gemdaB § 2 am Schulort wohnen,

b) Schilerinnen und Schuler der Klassenstufen ein bis vier, bei welchen
die Entfernung zwischen Wohnung und Schule weniger als 2 km
betragt sowie

c) Schulerinnen und Schuler aller Gbrigen Klassenstufen, bei welchen die
Entfernung zwischen Wohnung und Schule weniger als 4 km betragt.

§11

Schlussvorschriften

In besonders gelagerten Fallen kann von den Regelungen dieser Satzung durch
den Kreis oder mit Zustimmung des Kreises abgewichen werden.

Die Satzung des Kreises Dithmarschen Uber die Anerkennung der
notwendigen Kosten fuUr die Schulerbeférderung (Schilerbeférderungs-
satzung) in der Fassung vom 09.10.2008, zuletzt gedndert durch die é.
Anderungssatzung am 03.12.2020, tritt am 31.07.2021 auBer Kraft.

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft.

Heide, den

Stefan Mohrdieck
Landrat



	Drucksache
	Anlage 1: Anlage 1 - Finanzielle Auswirkungen der Umstellung aufs D-Ticket
	Anlage 2: Anlage 2 - 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Kreises Dithmarschen über die Anerkennung der notwendigen Kosten für die Schülerbeförderung (Schülerbeförderungssatzung) vom 10.06.2021

